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Ausstiegohne Ende?

 
Ein großer Tankerist eine feine Sache.
Er kann viel Ladung aufnehmenundalle
kleinen Schiffe müssen ihm ausweichen.
Wer es geschafft hat, KapitänIn eines
solchen Ozeanriesen zu werden, kann

sich daraufeiniges einbilden. Auf einem
der größten Tanker der politischen Welt-
meere hat sich vor rund eineinhalb Jah-
ren ein Wechsel in der Führungsmann-
schaft vollzogen. Die „BRD”fährt seit-

her unter rot-grüner Flagge. Nun lässt
sich schwerlich behaupten, ihr neuer
Kapitän Gerhard Schröder und seine Of-
fiziere hätten mehr als einen zaghaften
Kurswechsel vollführt.

Einzig Jürgen Trittin, Steuermann des
atompolitischen Beiboots, ist mit Elan
gestartet. Er hat seine Fahrkünste von
einigen Schlauchboot-HasardeurInnen
der maritimen Umweltbewegung opti-
mierenlassen und steuert seither im Zick-
zack um das Mutterschiff. Ein paar Mal
schon derart waghalsig, dass beide fast
kollidiert wären. Verschiedentlich wird
auf eine rasche Wiedereingliederung des
Outlawsin das brave Kollektiv gedrängt.
„Das ist mit den Grundideender Schif-

fahrt unvereinbar”, schallt es aus vielen

Kehlen. Doches gibt auch Stimmen,die
andeuten, dass sich die Wege in der
Atompolitik durchaus mit höherem Recht
in Einklang bringenlassen, wennsie ei-
nigermaßen geordnet verfolgt werden.

Zankapfel Laufzeitbefristung

Dreh- und Angelpunkt der Kontroverse
ist die Rechtmäßigkeit des im rot-grünen

Koalitionsvertrag festgelegten Einstiegs
in den „unumkehrbaren”Ausstieg aus der

friedlichen Nutzung der Kernenergie. Die
Bundesregierung versucht, den Ausstieg
im „Konsens” mit der Industrie zu voll-

ziehen. Bei einem Scheitern der Konsens-
gesprächesoll ein „Ausstiegsgesetz” er.

lassen werden, dass einerseits die (bis-
her unbefristeten) Genehmigungen für
bestehende Kernkraftanlagen befristet
und andererseits die Nutzung der Kern-
energie für die Zukunft insgesamt aus-
schließt. Die grundsätzliche Entschei-
dung über die Nutzung der Kernenergie
liegt unstreitig in Händen des Gesetzge-
bers.! Sollte ein Ausstiegsgesetz erlassen
werden,ist allerdings damit zu rechnen,
dass die Frage der Verfassungsmäßigkeit
und die eventuelle Ausgleichspflicht des
Staates Gegenstand eines gerichtlichen
Verfahrens werden. Jüngst kündigte der
HEW-Chef Timm für diesen Fall Scha-
densersatzforderungen in Höhe von 35
Mrd. DM an.? Der Vorsitzende der
Bayernwerke, Majewski, brachte zuvor

eine Summe von 50 Mrd. DM ins Ge-
spräch.?

Ein Ausstiegsgesetz wirft verschiede-
ne, komplizierte Rechtsfragen auf. Letzt-
lich entscheidend für die Modalitäten ei-
nes legislativen Atomausstiegs wird die
durch Artikel 14 Grundgesetz (GG) ge-
währleistete Eigentumsfreiheitsein. Die
BetreiberInnen werden geltend machen,

durch die vorgesehenenachträgliche Be-
fristung in ihren Grundrechtenverletzt zu
sein, die sich in den Nutzungsbefugnissen
für die Kernkraftwerke konkretisieren.

Markus Detjen

Die bisherige Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG)
zeigt jedoch, dass ein konsequent ver-
folgter Ausstieg aus der Kernenergie
wohlkeine AnsprüchederBetreiberlnnen
aufAusgleichszahlungen auslösen wird;
vorausgesetzt, der entschädigungsfreie
würde im Zweifel einem sofortigen Aus-
stieg vorgezogen werden.

Bei Eingriffen in Artikel 14 Absatz 1
GG wird unterschieden zwischen (Le-
gal-)Enteignung und der Bestimmung des
Inhalts und der Schrankendes Eigentums.
Das BVerfG hat, beginnend mit der mitt-
lerweile zum Klassiker gereiften Naß-
auskiesungsentscheidung® in einer Rei-
he von Judikaten die früher vertrackte
Artikel 14-Dogmatik vereinfacht? Un-
tersucht wird die Qualität einer gesetzli-
chen Regelung oder eines Verwaltungs-
eingriffs nur anhand des Regelungs-
gegenstandes. Werden die Rechte und
Pflichten der EigentümerInnen generell
und abstrakt festgelegt, soll es sich um
eine Eigentumsinhaltsbestimmung han-
deln.° Die Enteignungbedarfder Entzie-
hung konkreter subjektiver Rechts-
positionen, die durch Artikel 14 Absatz
l Satz 1 GG gewährleistet sind, wobei
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die generelle Eigentumsordnungauf-
rechterhalten wird.’

Sektor Kernenergie geschlossen

Inhalt der verfassungsrechtlichstreitigen
Regelung wäre eine in das Atomgesetz
eingefügte nachträgliche Befristung von
Betriebsgenehmigungen sowie ein Ver-
bot, kerntechnische Anlagen für die Zu-
kunft zu genehmigen. Der Sektor „fried-
liche Nutzung der Kernenergie” der
Eigentumsordnungwird damit insgesamt
geschlossen. Dies würde ohne Ausnah-
me alle InhaberInnen von Eigentums-
rechten dieses Bereichstreffen undstellt
deswegen eine Neubestimmung des
Eigentumsinhalts dar.
Dies wird in der Literatur teilweise

bestritten. Eine Befristung von atom-
rechtlichen Betriebsgenehmigungensei
eine Enteignung, so wird behauptet, da
nur die neunzehn BetreiberInnen der
deutschen Kernkraftwerkeals individua-
lisierte AdressatInnen in Betracht kä-
men.? Diese Sichtweise kann schwerlich
verwundern, wird doch der Gesetzes-

zweckverengt auf die bloße „Beseitigung
des Eigentums an Kernkraftanlagen”.?
Trotzdem mutet die Argumentation aben-
teuerlich an. Konsequent zu Ende ge-
dacht,hätte sie zur Folge, dass die Mas-

se der AdressatInnen ab einer bestimm-
ten „Menge” ausreichend anonymisiert

wäre, was eine Regelung zu einer ab-
strakten und generellen machen würde.
Der Staat muss es sich also selber zu-
schreiben: hätte er in der Vergangenheit
den Bau von weiteren Kernkraftwerken
zugelassen, könnte er nun eine abstrakte

Regelungerlassen. Eine solche soll aber
nicht möglich sein, da ihm alle Be-
treiberInnen „individuell” bekanntseien.

Man könnte hier vermuten, dass sich

die Anti-Atom-Bewegungein Eigentor
geschossenhat, doch schon der argumen-

tative Ansatz gehtfehl, weil er die grund-
legende Entscheidung des Gesetzgebers
für die Neugestaltung der Eigentums-
ordnung verkennt. Möglicherweise ist
diese Sichtweise einer zu weiten Vorstel-
lung von derin Artikel 14 GG enthalte-
nen Institutsgarantie geschuldet, die es

dem Gesetzgeber verbietet, den Kern-
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bereich des Eigentums aus dem Schutz-
bereich durch Neubestimmung des
Eigentumsinhalts einfach auszuklam-
mern. Die Institutsgarantie setzt „letzte

Grenzen” und einen „Grundbestand an

Normen”!°, über die sich auch die
Eigentumsbestimmungnicht hinwegset-
zen kann. Es darf daher nicht von heute
auf morgen das Eigentum an wichtigen
Dingen des Alltags aus dem Kanon des
Eigentums entfernt werden. Aber ein
wirtschaftspolitisch neutrales Grundge-
setz kann dem Gesetzgebersicherlich
keine absolute Bindungen auferlegen.
Die Ehre, Teil der Institutsgarantie des
Artikel 14 GG zu sein, wird den Kern-

kraftwerken voraussichtlich verwehrt
bleiben.

Hartgetroffen...

An der Einordnungeiner gesetzlichen
Bestimmung ändert sich auch dann
nichts, wenn sie einzelne Rechtssubjekte
hart trifft, obwohl dieser Eindruck ver-

schiedentlich vermittelt wird. Eine Rege-
lung sei eine Legalenteignung, wennihre
Zielsetzung nicht die Neufassung der
bestehenden Eigentumsordnungsei, son-
dern unter dem Deckmantelderselbendie
„gezielte Beseitigung” einzelner Eigen-
tumsrechte aus „rechtspolitischen Grün-

den” beinhalte, behauptet beispielswei-
se Udo Di Fabio'' , seit kurzer Zeit Rich-

ter am BVerfG in Karlsruhe. Auch wird
von einer „die Eigentumsinhaltsbestim-

mung flankierenden Entziehungalter
Rechte” gesprochen, die die Merkmale
einer Enteignung trügen, weil das spezi-
fische Eigentum nicht neu bestimmt, son-
dern entfernt werde.'?

„aber nicht enteignet

Die aktuelle Rechtsprechungträgt diese
Ausführungennicht. Eine Eigentums-
inhaltsbestimmung bleibt immer eine
Eigentumsinhaltsbestimmung, auch
wenn sie die InhaberInnen von Rechts-
positionen „wie” eine Enteignung oder
sogarhärtertrifft. Eine mögliche Paral-
lelität von Enteignung und Eigentums-
inhaltsbestimmung hat das BVerfG ex-
plizit verneint und sich dabei auch mit

der möglichen Mißverständ-
lichkeitfrühererUrteile ausein-
andergesetzt.'? Ein „enteig-
nungsgleicher Eingriff” hat

——— | dort keinen Platz. Auch wird

explizit auf die Zulässigkeit des
EntzugsvonAltrechten bei der
Neubestimmung der Eigen-
tumsordnung hingewiesen.'*

4 Darüberhinaussoll der Gesetz-
geber durchaus befugtsein,
eine Rechtsmaterie aus der Ei-

= gentumsordnung durch eine
#* Neubestimmungihrer Grenzen

‚„ vollen Umfanges zu verban-
nen.

Die Argumentationslinie der Aus-
stiegsgegnerInnenist kühn.Sie unterstellt
dem Gesetzgeber, eine Gesamtregelung
vorzutäuschen, um sich damit galant der
ungeliebten bestehenden Rechtsposi-
tionen zu entledigen. Die Befristung der
bestehenden Genehmigungen ist dann
nicht mehr bloßer - notwendiger - An-
nex einer Entscheidungfür die Zukunft.
Bei isolierter Betrachtung wird der Alt-
rechtsentzug zu einer Enteignung. Eine
seriöse Argumentationist darin allerdings
nur noch schwierig zu erkennen. Außer-
dem nimmt es doch Wunder, dass die

„rechtspolitischen Gründe” des Gesetz-

gebers mit deutlich negativer Konnotati-
on behaftet sind. Wäre es wünschenswer-
ter, der Gesetzgeberhandelte aus populis-
tischen Gründen oderschlicht willkür-
lich?
Hier scheint wohl der Wunsch, das

BVerfG möge von seiner deutlichen
Rechtsprechung doch wieder abrücken,
Vater oder Mutter des Gedankens. Das
BVerfG hatseine Rechtsprechungjedoch
in jüngster Zeit wiederholt bestätigt und
präzisiert.
Für eine Einordnung der Befristung

atomrechtlicher Genehmigungen als
Legalenteignung besteht kein Raum.'®
Die WortführerInnen dieser Auffassung
verkennen schon die gänzlich neue Aus-
richtung der Energiepolitik der Bundes-
regierung. Ihre Argumentation wirkt bis-
weilen wie der verzweifelte Versuch, dem

ungeliebten politischen Paradigmen-
wechsel mit Mitteln des Rechts zu begeg-
nen.

Trotz der sich wohl durchzusetzen be-
ginnenden Ansicht, dass weder die Be-
endigung der Nutzung atomarer Energie
für die Zukunft, noch die notwendige
Entziehung von Altrechten auf diesem
Sektor eine Enteignungdarstellt, hat die
Bundesregierung Angst, im Nachhinein
auf gerichtlichem Wege zu Entschädi-
gungszahlungen an die Energieversor-
gungsunternehmenverpflichtet zu wer-
den.
Nicht ohne Grund! Zwar gelten für

Eigentumsinhaltsbestimmungen weniger
weite Vorgaben als für eine Entschädi-
gung für verlorene Rechtspositionen.
Dochgilt hier wie überall: nichtallesist
erlaubt, denn nichtallesist verhältnismä-
Big. Und was nicht verhältnismäßig ist,
kann einen finanziellen Ausgleich erfor-
dern.

Zahlen bei Neubestimmung?

Ist also die Befristung ein unverhältnis-
mäßiger Eingriff? Die Antwort musslau-
ten: ja und nein. Der Gesetzgeberist an
sich berechtigt, Eigentumsinhaltsbestim-
mungenzu erlassen. Die Vorgabenfür die
Verhältnismäßigkeit haben bei der
EigentumsinhaltsbestimmungnachArti-
kel 14 Absatz 1 GGallerdings eine be-
sondere Struktur. Berücksichtigt werden
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muss einerseits die Freiheit des Eigen-
tums, andererseits darf aber auch die

Sozialbindung nicht unverhältnismäßig
vernachlässigt werden. Wird eine Rege-
lung als unverhältnismäßig qualifiziert,
ist sie damit allerdings noch nichthinfäl-
lig. Die Verhältnismäßigkeit kann durch
Ausgleichsmaßnahmen (wieder)herge-
stellt werden. Diese Ausgleichsmaß-
nahmen können Härteklauseln oder auch
Übergangsregelungen sein. Nur Eigen-
tumsinhaltsbestimmungen,die ohne Aus-
gleich immer unverhältnismäßig wären,
sind unzulässig."

Viel hängt also von der Frage ab, wann
die Befristung der Nutzungsgenehmi-
gungen unverhältnismäßig ist und wann
nicht. Das BVerfG sieht Eigentums-
inhaltsbestimmungenu.a. dannals unver-
hältnismäßig an, „wenn von einer nach

früherem Recht möglichen Nutzungs-
befugnis bereits Gebrauch gemachtwor-
denist und diese entzogen wird.”'® Da-
hinter steht der Gedanke, den InhaberlIn-

nen ausreichend Zeit zu geben, die Vor-
teile aus der ihnen zustehenden Rechts-
position zu ziehen. Dies scheint für die
Atomkraftwerke aufden ersten Blick zu-
zutreffen, da kein Kernkraftwerk ohne

Betriebsgenehmigung nach dem derzeit
gültigen Atomgesetzläuft. Freilich stößt
diese Betrachtungsweisein der Praxis auf
Grenzen, denn Kernkraftwerke lassen

sich nur für einen Zeitraum von 25 bis
30 Jahren wirtschaftlich sinnvoll nutzen.
Daherist es nur sachgerecht, dass sich
niemand daraufberufen kann, aus Grün-

den des Bestandsschutzes ein Recht ewig
zu nutzen. Alle ursprünglich bestands-
geschützten Rechtspositionen verlieren
irgendwann durch Zeitablauf an Schutz-
würdigkeit.'?

Judex non calculat

Einen geeigneten Bezugspunktstellt bei
einerzeitlichen Betrachtung die Amorti-
sation dar.?° Welche Restlaufzeiten dar-
aus folgen,ist zu allererst eine politische
Frage. Soll der Verkehrswert oder der

 

Zeitwert berücksichtigt werden? Reicht
es aus, dass sich die getätigten Investi-
tionen bloß amortisiert haben oder müs-
sen den BetreiberInnen auch Gewinnmit-
nahmen zugebilligt werden? In diesem
Rahmen sind dann auch die in Milliar-
denhöhe geflossenen Subventionen des
Staates zu berücksichtigen. Bisher vor-
liegende Gutachten gehen im Ergebnis
davon aus, dass Restlaufzeiten von 25
Jahren angemessensind.?! Wennsich die
Übergangsregelungen im Groben daran
orientieren,ist die Befristung der Geneh-
migungen als Eigentumsinhaltsbestim-
mungsicherlich verhältnismäßig. Aller-
dings scheint es nicht abwegig, auch kür-
zere Restlaufzeiten anzusetzen. Der Ge-
setzgeber hatbei der zu treffenden
Abwägung einen gewissen Spielraum,
der zudem in Anbetracht der Tatsache,

dass ältere Kernkraftwerke störfallan-
fälliger sind und der Staat seine Schutz-
pflicht gegenüber den BürgerInnen wahr-
zunehmenhat, durchaus großzügig aus-
gelegt werden kann. Dann sind auch
Restlaufzeiten zwischen 15 und 20 Jah-
ren vorstellbar.

Grundsätzlich bleibtjedoch das Dilem-
ma. Sollen Entschädigungszahlungen
vermieden werden, müssen abfedernde

Übergangsfristen in das Gesetz aufge-
nommen werden, was den endgültige
Atomausstieg in (weite) Ferne rücken
lässt. Andernfalls würde der eigentlich
gewollte Atomausstieg aber wohl seine
gesellschaftliche Akzeptanz verlieren,
wenn er mit Milliarden aus dem Staats-
säckel finanziert werden müßte. Den oh-
nehin bestens verdienenden Strom-
konzernen Entschädigungfür die sofor-
tige Stilllegung ihrer Meiler zahlen zu
müssen, klingt zwar absurd, ist aber von

Verfassungs wegen geboten. Daran führt
kein Weg vorbei.
Um die Problemedes legislativen Aus-

stiegs zu umschiffen,stellt auch der ad-
ministrative Ausstieg auf der Grundlage
des bestehenden Atomgesetzes?? keinen
Heilsweg dar. Zum einen drohtauch hier
die Entschädigungspflicht nach $ 18
Atomgesetz, zum anderen steht dem ad-
ministrativen Ausstieg schon die durch
Erlaß des derzeitigen Atomgesetzes
grundsätzliche Entscheidung des Gesetz-
gebers zugunsten der Kernenergie entge-

gen.
Dennochbleibtfestzuhalten, dass sich

ein erfolgreicher Ausstieg aus der Kern-
energie erreichen läßt. Es ist nichtstatt-
haft, die Atompolitik mit Verweis aufdas
Recht vom neuen Kurs abzudrängen.Die
gewohnte Route ist nicht alternativlos.
Wenn das Ziel eindeutig ist, kann es nur
eines geben: volle Kraft voraus. Denn
was die Energieversorgungsunternehmen
wirklich fürchten müssen,ist die Einig-
keit ihrer GegnerInnen.

Markus Detjen studiert Jura in
Hamburg.
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